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Der  Oberste  Gerichtshof  hat  als  Revisionsgericht 

durch  den  Senatspräsidenten  Hon. -Prof. Dr. Gitschthaler  als 

Vorsitzenden,  die  Hofräte  Univ. -Prof. Dr. Kodek  und 

Dr. Nowotny,  die  Hofrätin  Dr.  Faber  und  den  Hofrat 

Mag. Pertmayr  als  weitere  Richter  in  der  Rechtssache  der 

klagenden  Partei  Österreichische  Volkspartei  –  Bundespartei, 

1010 Wien,  Lichtenfelsgasse 7,  vertreten  durch 

Suppan/Spiegl/Zeller  Rechtsanwalts  OG  in  Wien,  gegen  die 

beklagten  Parteien  1.  Falter  Verlagsgesellschaft  mbH, 

2. Falter  Zeitschriften  GesmbH,  beide  1011 Wien,  Marc-

Aurel-Straße 9,  beide  vertreten  durch  Noll,  Keider 

Rechtsanwalts  GmbH  in  Wien,  wegen  Unterlassung  und 

Widerrufs,  über  die  außerordentliche  Revision  der  klagenden 

Partei  gegen  das  Urteil  des  Oberlandesgerichts  Wien  als 

Berufungsgericht  vom  29.  Juli  2021,  GZ 2 R 75/21w-19,  in 

nichtöffentlicher Sitzung den

B e s c h l u s s

gefasst:

Die  außerordentliche  Revision  wird  mangels  der 

Voraussetzungen des §  502 Abs 1 ZPO zurückgewiesen (§ 510 

Abs 3 ZPO).
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B e g r ü n d u n g :

 [1]  1. Fragen,  ob  eine  andere  Beurteilung  der 

festgestellten  Äußerung  vertretbar  gewesen  wäre,  ob 

Tatsachen  verbreitet  wurden  oder  eine  wertende  Äußerung 

vorliegt  (RS0031883;  vgl  auch  RS0113640)  und  ob  eine 

bestimmte  Äußerung  als  Wertungsexzess  zu  qualifizieren  ist 

(RS0113943),  hängen  regelmäßig  stark  von  den  Umständen 

des  Einzelfalls  ab,  sodass  darin  in  der  Regel  keine  erhebliche 

Rechtsfragen  im Sinne  des  §  502 Abs 1  ZPO liegen.  Dies  gilt 

auch  für  die  Frage,  was  noch  zulässige  Kritik  ist 

(6 Ob 170/13p).

 [2]  2. Ein Widerspruch im Sinne des §  477 Abs 1 Z 9 

ZPO  läge  nur  vor,  wenn  der  Spruch  der  Entscheidung 

widersprüchlich  ist;  ein  Widerspruch  in  den  Gründen  reicht 

nicht  aus  (RS0042133;  A.  Kodek  in  Rechberger/Klicka ,  ZPO5 

§ 477 Rz 37 mwN).

 [3]  3.1. Nach  ständiger  Rechtsprechung  muss  der 

Berufungswerber,  um  die  Beweisrüge  gesetzmäßig 

auszuführen,  angeben,  welche  konkrete  Feststellung bekämpft 

wird,  infolge  welcher  unrichtigen  Beweiswürdigung  sie 

getroffen  wurde,  welche  Feststellung  begehrt  wird  und 

aufgrund  welcher  Beweisergebnisse  und  Erwägungen  diese 

begehrte  Feststellung  zu  treffen  gewesen  wäre  (RS0041835; 

Pimmer  in  Fasching/Konecny 3 § 467 ZPO Rz 40 mwN).  Dabei 

reicht  der  Verweis  auf  einzelne  für  den  Berufungswerber 

günstige Beweisergebnisse nicht aus; erforderlich ist vielmehr 

eine  Auseinandersetzung  mit  sämtlichen  Beweisergebnissen. 

Dabei  ist  darzustellen,  warum  das  Erstgericht  bei  richtiger 

Beweiswürdigung gerade  die  begehrte  Feststellung  (und nicht 

etwa  aufgrund  anderer  vorliegender  Beweismittel  andere 
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Feststellungen)  hätte  treffen  müssen  (Kodek ,  Praxistipps  zum 

Berufungsverfahren, Zak 2016, 384).

 [4]  3.2. Der  Verweis  in  der  Revision  auf 

Ausführungen  in  der Vorauflage  eines  Großkommentars 

(Zechner  in  Fasching/Konecny 2 Vor  §§ 514 ff  ZPO  Rz 13, 

87),  die  sich  noch dazu  auf  die  Inhaltserfordernisse  für  einen 

Rekurs beziehen, vermag daran nichts zu ändern.

 [5]  3.3. Wenn  das  Berufungsgericht  im  konkreten 

Fall  die  Beweisrüge,  die  das  Treffen  einer  zusätzlichen 

Feststellung  begehrte,  sich  dazu  aber  lediglich  auf  zwei 

einzelne  Aussagen  stützte,  ohne  sich  mit  den  vorliegenden 

anderen  Beweisergebnissen,  insbesondere  den  umfangreichen 

Urkunden,  auseinanderzusetzen,  als  nicht  gesetzmäßig 

ausgeführt  erachtete,  ist  dies  im  Sinne  der  dargestellten 

Rechtsprechung daher nicht zu beanstanden.

 [6]  4.1. Nach  den  Feststellungen  der  Vorinstanzen 

waren  maßgebliche  Positionen,  obwohl  sie  dem  Wahlkampf 

zuzuordnen waren, nicht als Wahlkampfkosten gebucht. In der 

inkriminierten  Veröffentlichung  sind  auch  auszugsweise 

Tabellen  abgedruckt,  die  die  unterschiedlichen 

Buchungsmethoden  veranschaulichen.  Dabei  werden  die 

Ausgaben  für  das  Budget  der  Nationalratswahl  2019  in  drei 

Spalten,  nämlich  „Betrag  Soll  –  WK“,  „Betrag  Soll  –  nicht 

WK“ und  „Gesamt“  aufgegliedert.  Die  erste  Tabelle  („Betrag 

Soll  –  WK“)  weist  eine  Summe  von  6.345.970  EUR  auf,  die 

zweite  Spalte  („Betrag  Soll  –  nicht  WK“)  eine  Summe  von 

2.631.712 EUR und  die  dritte  Spalte  („Gesamt“)  eine  Summe 

von 8.876.781 EUR.

 [7]  4.2. Wenn  die  Vorinstanzen  bei  dieser  Sachlage 

die  Äußerungen  im  inkriminierten  Artikel  insoweit  als  von 

einer  ausreichenden  Faktenbasis  gedeckt  einstuften,  ist  darin 

keine  vom  Obersten  Gerichtshof  im  Interesse  der 
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Rechtssicherheit  aufzugreifende Fehlbeurteilung zu erblicken. 

Vor  dem  Hintergrund  des  festgestellten  Sachverhalts  ist  auch 

die  Schlussfolgerung  der  Vorinstanzen  nicht  zu  beanstanden, 

dass die Manipulationen bewusst erfolgten.

 [8]  5. Zusammenfassend  bringt  die  Revision  somit 

keine  Rechtsfragen  der  von  § 502  Abs 1  ZPO  geforderten 

Qualität  zur  Darstellung,  sodass  sie  spruchgemäß 

zurückzuweisen war.

Oberster Gerichtshof
Wien, am 20. Oktober 2021

Dr. G i t s c h t h a l e r
Elektronische Ausfertigung

gemäß § 79 GOG


